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Europas Arbeitsmärkte rücken zusammen
Der 1. Mai 2011 markiert ein wichtiges Datum, das die Zirkulation von Fachkräften weiter beschleunigen könnte. Vorreiter der
Personenfreizügigkeit – darunter die Schweiz – können auffällige Wohlfahrtsgewinne verzeichnen. Von Klaus F. Zimmermann

Am 1. Mai rücken die Arbeitsmärkte Ost- und
Westeuropas durch den endgültigen Vollzug unein-
geschränkter Arbeitnehmerfreizügigkeit für die
neuen Staaten der Europäischen Union (EU) noch
enger zusammen. Damit endet eine lange Zeit-
spanne seit den EU-Beitritts-Runden der Jahre
2004 und 2007. In deren Verlauf hatte ausgerechnet
Deutschland, das sich sonst gerne als Musterschü-
ler der EU feiern lässt, die Rolle des Bremsers ge-
spielt. Die Bundesrepublik hat sich von einer
irrationalen Sorge um eine Überforderung des hei-
mischen Arbeitsmarktes leiten lassen, die unnötig
und falsch ist.

Wohlfahrtsgewinne dank Freizügigkeit

Das zeigen andere EU-Staaten wie Grossbritan-
nien, Irland und Schweden, die von Anfang an
weitgehend auf Zugangsbeschränkungen für Ar-
beitnehmer aus den neuen EU-Staaten verzichtet
haben. Dadurch ist es ihnen gelungen, frühzeitig
Fachkräfte und Hochqualifizierte aus Polen, Un-
garn, Tschechien, dem Baltikum und anderen Bei-
trittsländern zu gewinnen. Grossbritannien erteilte
zwischen 2004 und 2009 rund 656 000 neuen EU-
Bürgern eine Arbeitserlaubnis. 80 Prozent der
Reisewilligen waren zwischen 18 und 34 Jahre alt.

Als unmittelbare Folge verzeichneten die Vor-
reiter der Freizügigkeit Wohlfahrtsgewinne und
Vorteile bei ihrem Konsum, ihrer Steuerkraft und
ihren sozialen Sicherungssystemen. Von einer
Zunahme der Arbeitslosigkeit konnte – jedenfalls
bis zum Ausbruch der globalen Finanzkrise –
keine Rede sein. Auch haben die Immigranten aus
Osteuropa sozialstaatliche Leistungen nicht häu-
figer beansprucht als Einheimische. Es gibt Hin-
weise auf einen Rückgang der Ungleichheit bei
den Einkommen in Grossbritannien, Irland und
Schweden, der mit der moderaten Zuwanderung
von Qualifizierten aus den neuen Mitglieds-

ländern einherging. Belege für eine Verdrängung
von einheimischer Beschäftigung durch Zuwan-
derer oder für einen Rückgang des Lohnniveaus
gibt es nicht.

Dass unter dem Eindruck der globalen Finanz-
und Wirtschaftskrise Rück- und Weiterwanderun-
gen osteuropäischer Arbeitsmigranten eingesetzt
haben, zeigt nicht die Unvernunft vorzeitiger Frei-
zügigkeitsregelungen, sondern dokumentiert eine
in Osteuropa stärker vorhandene Bereitschaft zu
grenzüberschreitender Arbeitsmobilität. Die EU
sollte diese Mobilität gezielt fördern, um eine bes-
sere Ressourcenallokation und damit neue Wohl-
fahrtsgewinne zu erzielen. Antiquiert wirkt da-
gegen die deutsche Politik, die am 1. Mai endet.
Die deutsche Blockadehaltung war populistisch
motiviert und ökonomisch kontraproduktiv. Das
Land wäre aufgrund seiner Lage, seiner wirtschaft-
lichen Kraft und angesichts der Tatsache, dass in
den vergangenen Jahrzehnten bereits viele Ost-
europäer in Deutschland eine neue Heimat gefun-
den haben, prädestiniert gewesen, beim Werben
um qualifizierte Migranten aus dem Osten zu pro-
fitieren. Mutwillig wurde diese Chance vertan –
zum Nachteil des eigenen Arbeitsmarktes, der seit
Jahren einen wachsenden Fachkräftemangel be-
klagt. Die benötigten, überall begehrten Köpfe
blieben fern. Stattdessen stieg die Zuwanderung
gering qualifizierter Osteuropäer an.

Von bemerkenswerter Rationalität war dagegen
der Weg der Schweiz. Zweimal fanden Volks-
abstimmungen zur stufenweisen Einführung des
freien Personenverkehrs zwischen dem eigenen
Land und den neuen EU-Mitgliedsstaaten statt –
und zweimal siegte die «ökonomische Rationali-
tät» mit eindrucksvollen Mehrheiten von knapp 60
Prozent über «nationale Ängste». Folgerichtig öff-
nete die Schweiz ab 2006 ihren Arbeitsmarkt prin-
zipiell für Bürger aus den zehn neuen Mitglieds-
staaten der Europäischen Union, behielt sich aber
bis zum 30. April 2011 Steuerungskriterien wie

Lohnkontrollen, Zuwanderungskontingente und
andere Schutzklauseln vor. Ab dem 1. Mai können
sich EU-Bürger aus Osteuropa auch in der Schweiz
frei niederlassen, sofern sie entweder eine selb-
ständige Erwerbstätigkeit nachweisen können
oder über genügend finanzielle Mittel für ihren
Lebensunterhalt verfügen. Die Schweiz hat damit
den ökonomisch vernünftigen und besseren Weg
als Deutschland gewählt. Das Schweizer Bundes-
amt für Migration konnte schon 2008 feststellen,
dass die neue Zuwanderung keine wirtschaftlichen
Nachteile hervorgerufen habe. Die Arbeitslosig-
keit ging zurück, systematisches Lohndumping
oder negative Folgen für die Sozialversicherungen
sind nicht eingetreten.

Keine Massenmigration

Insgesamt ist festzuhalten: Die EU-Osterweite-
rung, die 2004 begann, hat keineswegs eine Mas-
senmigration ausgelöst, wie sie gelegentlich be-
fürchtet wurde. Sehr wohl hat aber die europaweite
Fachkräftezirkulation zu einer besseren Lösung
der demografischen und ökonomischen Probleme
beigetragen. Wenn Europa bis Mitte 2011 mit der
Einführung der «Blue Card» den nächsten Schritt
unternimmt, seinen Arbeitsmarkt noch wettbe-
werbsfähiger zu machen, sollte es sich an diesen
positiven Erfahrungen orientieren. Qualifizierte
Bewerber aus Drittstaaten sollen damit grössere
europaweite Mobilität bekommen. Europa, ein
Staatenverbund mit fast 500 Millionen Einwoh-
nern und dem grössten gemeinsamen Markt der
Welt, benötigt auch eine stärker koordinierte Zu-
wanderungspolitik mit mehr Profil im Vergleich
mit den klassischen Einwanderungsländern USA,
Kanada und Australien.
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Im Verkehr nicht mit Geld der andern spielen
Die Strassenverkehrsverbände wenden sich gegen den Gegenvorschlag des Bundesrats zur VCS-Initiative für den öffentlichen

Verkehr. Sie betrachten ihn als zusätzliche finanzielle Umverteilungsübung und fordern einen Marschhalt. Von André Kirchhofer

Hoch wird gepokert um die Finanzierung der Ver-
kehrsinfrastruktur. Je rund 1 Milliarde Franken
fehlen angeblich bei Schiene und Strasse für Be-
trieb, Unterhalt und Ausbau – pro Jahr! In einer
Vernehmlassungsvorlage stellt der Bundesrat
Mehreinnahmen bei beiden Verkehrsträgern zur
Diskussion. Er reagiert damit im Sinne eines
Gegenvorschlags auf die Initiative für den öffent-
lichen Verkehr des VCS, die der Strasse noch mehr
Mittel zugunsten der Schiene entziehen möchte.
Ziel der Vorlage ist es, die finanziellen Handlungs-
spielräume im Verkehr längerfristig zu sichern.

Durch die Öffentlichkeit geht ob des Vorhabens
ein Aufschrei der Empörung. Von links bis rechts
wird insbesondere die geplante Anhebung der
Trassen- beziehungsweise Billettpreise bei den
Bahnen kritisiert. Doch: Ist es wirklich gerecht-
fertigt, dass Pendler zwischen Zürich und Bern pro
Jahr (220 Arbeitstage) mit einem Generalabonne-
ment 1. Klasse nur 5150 Franken bezahlen müssen,
während der Normalpreis inklusive 1-Jahres-Halb-
tax bei 17 325 Franken oder 236 Prozent höher
liegt? Oder: Kann bei einem Kostendeckungsgrad
von bloss 66 Prozent im Schienenverkehr (Trans-
port-Rechnung 2005) von «nachhaltiger» Mobilität
gesprochen werden, die ökologischen, sozialen und
ökonomischen Kriterien genügt? Die Antwort
kann mit Blick auf die wachsenden Defizite der
Bahnen nur ein klares Nein sein. Mobilität ist nicht
per se positiv und mit Subventionen zu fördern, nur
weil sie auf der Schiene stattfindet. Dies umso
mehr, als sich die Ökobilanz des Strassenverkehrs
in den letzten Jahrzehnten massiv verbessert hat.
Nicht umsonst setzt beispielsweise die Europäische
Union zunehmend auf die Co-Modalität der ver-
schiedenen Verkehrsträger.

Die Vorlage des Bundesrats ist deshalb nicht
grundsätzlich abzulehnen. Zu begrüssen ist, dass
das Verursacherprinzip in Zukunft vermehrt auch
für den Schienenverkehr gelten soll. Wer fährt, soll
die Kosten, die dadurch entstehen, möglichst voll-

ständig bezahlen. Bemerkenswerterweise hat der
Strassentransport, obwohl oder gerade weil er jahr-
zehntelang verteufelt wurde, hier eine Vorreiter-
rolle inne. Aufgrund von Steuern und Abgaben,
der technologischen Entwicklung und der fortlau-
fenden Modernisierung der Fahrzeugflotten sind
dessen Kosten in der Schweiz heute – je nach Be-
trachtungsweise – zu 99 bis 108 Prozent gedeckt!

Vor allem die leistungsabhängige Schwerver-
kehrsabgabe (LSVA), die ursprünglich aus um-
weltpolitischen Gründen zur Bezahlung von exter-
nen Kosten erhoben wurde und die dem Bund und
den Kantonen jährlich gegen 1,5 Milliarden Fran-
ken einbringt, führt, nach welcher Berechnungsart
auch immer, zum höchsten Kostendeckungsgrad
aller Verkehrsmittel. Zugegeben sei immerhin,
dass der Schienenverkehr vorab in Randregionen
kaum je alle seine Kosten decken kann. Aber wenn
schon ein bestimmter Service public gewünscht
wird und dafür staatliche Subventionen gespro-
chen werden – wäre es dann nicht sinnvoller, die
Mittel möglichst gezielt zugunsten der Verkehrs-
benützer einzusetzen statt flächendeckend nach
dem Giesskannenprinzip für die Verkehrsunter-
nehmen? Zugleich enthält die Vorlage aber auch
inakzeptable Ideen. Gegen die Regeln bzw. die
demokratische Fairness verstösst vor allem die vor-
gesehene Einrichtung eines Bahninfrastruktur-
Fonds, der wesentlich mit Mitteln aus dem Stras-
senverkehr, konkret: durch LSVA-Erträge und
Mineralölsteuerzuschläge, alimentiert werden soll.

In der Bundesverfassung ist vorgeschrieben,
dass die Reinerträge aus der LSVA zur Deckung
von Kosten zu verwenden sind, «die im Zusam-
menhang mit dem Strassenverkehr stehen». Bis an-
hin waren maximal zwei Drittel davon einzig auf-
grund einer Übergangsbestimmung vorüberge-
hend zur Finanzierung von vier «Eisenbahngross-
projekten» verfügbar. Es geht deshalb nicht an,
daraus eine dauerhafte Regelung abzuleiten und
die LSVA ad infinitum für Quersubventionen von

der Strasse zur Schiene zu missbrauchen. Das ist
nicht nur rechtlich, sondern auch ökonomisch
widersinnig. Wer mit Geld spielt, das anderen ge-
hört, hat keinerlei Sparanreize. Überhaupt krankt
das ganze Konzept daran, dass es sich einseitig auf
die Einnahmen konzentriert. Ziel ist es offensicht-
lich, möglichst viel Geld einzutreiben bzw. wieder
auszugeben. Kaum enthalten sind hingegen Über-
legungen, ob und in welchem Ausmass es (neue)
Verkehrsinfrastrukturen braucht und wie die vor-
handenen Mittel effizienter eingesetzt werden
könnten. Gerade beim Schienenverkehr hat der
Bund eine volkswirtschaftliche Gesamtbetrach-
tung der Investitionen vernachlässigt.

Zwingend notwendig wären hier insgesamt
mehr Transparenz, die Entflechtung der Finanz-
flüsse zwischen Strasse und Schiene sowie die Prio-
risierung und Auswahl von Projekten nach ver-
bindlichen (volkswirtschaftlichen) Kriterien.
Exakt in die gegenteilige Richtung weist jedoch die
VCS-Initiative. Trügerisch wird von hälftiger Tei-
lung der Strassengelder gesprochen, während in
Wahrheit – gemäss wörtlicher Auslegung des
Initiativtexts – der Anteil des öffentlichen Ver-
kehrs von heute 24 auf 70 Prozent gesteigert wer-
den soll. Hier wird mit verdeckten Karten gespielt,
mit dem Ziel, sich und der eigenen Klientel noch
mehr fremdes Geld zu sichern. Auf einen direkten
oder indirekten Gegenvorschlag ist daher grund-
sätzlich zu verzichten; die VCS-Initiative soll dem
Souverän rasch und allein zur Ablehnung vorge-
legt werden. So bietet sich die Möglichkeit, die
Thematik voraussetzungslos nach sachlichen Ge-
sichtspunkten zu erörtern – ohne hintergründiges,
ideologisches Druckmittel. Wer Verkehrspolitik
bloss als politisches Ränkespiel betreibt, gefährdet
die Verkehrsfinanzierung.
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Ablenkung vom
tristen Alltag

Was gut für die Windsors ist, nützt auch
der Regierung. Von Anton Christen

Umfragen über Abschaffung oder Beibehaltung der
britischen Monarchie ergeben jeweils schwankende
Werte, je nachdem, welches Mitglied des Königs-
hauses gerade im Rampenlicht der Medien steht,
weil es mit einer ungeschickten Äusserung oder un-
gebührlichem Verhalten Aufsehen erregt hat. Im
Grossen und Ganzen aber sind die Umfragen in den
letzten Jahren stets tröstlich für die Anhänger der
Monarchie verlaufen, ihre republikanisch gesinnten
Gegner blieben zahlenmässig durchwegs im Hinter-
treffen. Selbst wenn «Guardian» und «Observer»
ihre im linksliberalen und linken Meinungsspek-
trum angesiedelte Leserschaft befragten, fiel die
Mehrheit für einen Wechsel zu republikanischen
Verhältnissen alles andere als überwältigend aus.

Haltbarkeit der Monarchie

Den republikanisch gesinnten Briten und ihren
Lobby-Organisationen geht es so wie den Wahl-
kandidaten der Official Monster Raving Loony
Party. Ihre Argumente und Aktionen werden, wie
alles Exzentrische, geschätzt, aber das politische
Geschehen bestimmen letztlich andere Kräfte. Wie
die Loony Party mit ihren bizarren Auftritten und
absurden Forderungen den etablierten Parteien
einen amüsanten und nicht selten aufschlussrei-
chen Spiegel vorhält, treten die Republikaner auf
der grossen Bühne der britischen Monarchie als
Hofnarren auf, dazu da, der unkritischen Ver-
ehrung der Familie Battenberg-Windsor entgegen-
zutreten und die Perspektive auf ein billigeres, zeit-
gemässeres und Demokratie-näheres Staatspräsi-
dium offenzuhalten.

Aus der in Umfragen zum Ausdruck gebrachten
Vorliebe für die Monarchie kann allerdings nicht
geschlossen werden, die Mountbatten-Windsors
seien den Briten so sehr ans Herz gewachsen, dass
sie nie den Verlust ihrer ererbten Privilegien zu be-
fürchten hätten. Die lange «Haltbarkeit» der briti-
schen Monarchie hat nämlich weniger mit der Be-
liebtheit einzelner Mitglieder der Königsfamilie
oder der Institution als solcher zu tun als vielmehr
mit ihrer Nützlichkeit für Parteien und Politiker.

Alle politische Macht wird im Vereinigten
Königreich im Namen der Krone ausgeübt. Prak-
tisch und faktisch übt die Monarchin aber nur noch
geringe Macht aus. Die grossen monarchischen
Kompetenzen sind vielmehr an Organe wie Parla-
ment, Kabinett oder Richterschaft delegiert. Selber
thront die Königin nur noch als unpolitische Zere-
monienmeisterin über dem politischen Geschehen.
Sie hütet sich davor, ausserhalb der vertraulichen
Gespräche mit «ihrem» Premierminister eine politi-
sche Meinung abzugeben. Selbst bei der Wahr-
nehmung jener wenigen Kompetenzen, die der
Monarchin noch geblieben sind – die Ernennung
des Premierministers und die Auflösung des Parla-
ments –, ist ihr Spielraum durch Präzedenzfälle und
Konventionen stark eingeschränkt.

Die Fiktion, die Monarchin sei die Inhaberin
höchster exekutiver, legislativer und richterlicher
Gewalt, ist jedoch von grossem politischem Nutzen.
Dieses konstitutionelle Feigenblatt erlaubt es dem
Premierminister, seine gewaltige Machtfülle als
«königliche Prärogative» zu tarnen und zum Teil am
Parlament vorbei auszuüben. Das vom Premier-
minister beherrschte Kabinett ist theoretisch nur ein
Komitee des Kronrats, der seinerseits als Berater-
gremium der Monarchin konzipiert ist. Doch dessen
Mitglieder ernennt die Königin, von wenigen Aus-
nahmen abgesehen, nur auf den Vorschlag des Pre-
mierministers hin. Das einst dem König vorbehal-
tene Recht zur Kriegserklärung wird heute aus-
schliesslich vom Premierminister wahrgenommen;
allenfalls kann er aus freien Stücken das Parlament
daran beteiligen. In ähnlicher Weise schliesst nur die
Regierung völkerrechtlich bindende Verträge ab;
der Premierminister oder seine Minister unter-
schreiben – im Namen der Queen.

Würdig oder effizient

Der immer wieder als Autorität zitierte englische
Essayist Walter Bagehot hat im 19. Jahrhundert
den Vorzug des britischen Regierungssystems in
dessen Arbeitsteilung gesehen. Der Monarch oder
die Monarchin sei für den würdig-würdevollen
Charakter der Herrschaftsausübung zuständig, das
Kabinett für den effizienten. Zweifellos lässt es sich
leichter regieren, wenn der machtlose, aber majes-
tätisch-erhabene Teil des Herrschaftssystems mit
Hochzeiten, Pomp und Zeremonien das Volk von
dessen profanen Sorgen abzulenken vermag. Am
29. April zählt weniger das Eheversprechen zwi-
schen Bill Battenberg-Windsor und Kate Middle-
ton als vielmehr der Bund, den Premierminister
Cameron mit dem Königshaus erneuert.


